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Hintergründe I

• 15. April 2007: Inkrafttreten der Regelungen der 

Aarhus-Konvention (AK) für DE 

• Umsetzung der 3. Säule (Rechtsschutz in 

Umweltangelegenheiten) im deutschen Recht? 

• Herausforderung: Vorgaben der AK <-> System des 

subjektiven Rechtsschutzes in DE



Hintergründe II

• 15. Dezember 2006: Inkrafttreten „Gesetz über 

ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in 

Umweltangelegenheiten nach der EG-RL 

2003/35/EG“ 

(Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz, UmwRG)

• UmwRG tritt neben die Regelungen 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO): 

Spezialregelungen insb. zur Umweltverbandsklage



Hintergründe III

• Art. 9 Abs. 2 AK: Rechtschutz gegen bestimmte 

Zulassungsentscheidungen nach Art. 6 AK 

(Öffentlichkeitsbeteiligung)

• EU-Ebene: Umsetzung in UVP-RL, IE-RL

• Art. 9 Abs. 3 AK: Rechtsschutz gegen sonstige 

Handlungen oder Unterlassungen von Behörden oder 

Privatpersonen, die gegen umweltbezogene 

Bestimmungen verstoßen

• EU-Ebene (vor 2018): Umsetzung nur in ELD und später 

Seveso III-RL (teilw), im Übrigen EU-Erklärung zur 

Umsetzung durch MS



Hintergründe IV

• UmwRG: Umsetzung von Art. 9 Abs. 2 AK

• Regelungen für Klagen, insb. Umweltverbandsklage, gegen 

Entscheidungen zu UVP-Vorhaben und Anlagen nach IE-RL

• Umsetzung von Art. 9 Abs. 3 AK? 

• „Absatz 3 ist bereits vollständig durch bestehendes 

europäisches und innerstaatliches Recht umgesetzt“ 
(Ratifikationsgesetz des Deutschen Bundestages zur AK vom 4. September 

2006, BT-Drs. 16/2497, Denkschrift, S. 46)

• Regelungen im UmwRG iVm USchadG, BNatSchG, VwGO 

(für Privatpersonen), im Zivilrecht, Strafrecht 

• Aber: Keine darüber hinausgehenden Regelungen zur 

Umweltverbandsklage



Hintergründe V

Seit Inkrafttreten UmwRG 2006: Serie verlorener 

Gerichts- und Compliance-Verfahren zum 

umweltrechtlichen Rechtsschutz in Deutschland

• EuGH - Trianel, Urteil vom 12. Mai 2011

• EuGH – Altrip, Urteil vom 7. November 2013 

• EuGH – Präklusion, Urteil vom 15. Oktober 2015 (VVV)

• BVerwG – Luftreinhalteplan Darmstadt, Urteil vom 

5. September 2013

• Beschluss V/9h der 5. Vertragsstaatenkonferenz zur 

Aarhus-Konvention vom 2. Juli 2014 

(Beschwerde ACCC/C/2008/31 betreffend DE) 



Hintergründe VI

EuGH – Präklusion, Urteil vom 15. Oktober 2015 

(Vertragsverletzungsverfahren)
• Keine Vereinbarkeit der materiellen Präklusion mit Art. 11 UVP-RL und 

Art. 25 IE-RL (= mit Artikel 9 Absatz 2 AK) 

• Die RLen enthalten keine Beschränkung der Gründe, auf die ein 

Rechtsbehelf gestützt werden kann. 

• Folge für Novelle: Ersatzlose Streichung des Instruments der 

materiellen Präklusion für Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen zu 

UVP-Vorhaben und IE-Anlagen; keine Pflicht mehr für Öffentlichkeit, sich 

an Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung zu beteiligen



Hintergründe VII

Beschluss V/9h der 5. Vertragsstaatenkonferenz zur 

Aarhus-Konvention vom 2. Juli 2014 

Tenor: 

1. Im Anwendungsbereich von Art. 9 Abs. 2 AK darf die 

Umweltverbandsklage nicht davon abhängig gemacht werden, 

dass die angefochtene Entscheidung gegen „der Umwelt 

dienende“ Rechtsvorschriften verstößt 

2. „Die Vertragspartei gewährleistet in vielen ihrer einschlägigen 

Rechtsvorschriften keine Klagebefugnis für 

Umweltvereinigungen zur Anfechtung von [Entscheidungen 

nach Art. 9 Abs. 3 AK], daher verstößt die Vertragspartei gegen 

Art. 9 Abs. 3 AK“ 



Hintergründe VIII

Beschluss V/9h der 5. Vertragsstaatenkonferenz zur 

Aarhus-Konvention vom 2. Juli 2014 

Folgen für Novelle: 

• Streichung von Kriterium „der Umwelt dienende 

Rechtsvorschriften“ im Anwendungsbereich von Art. 9 Abs. 2 

AK 

• Umweltverbandsklage: Erweiterung des sachlichen 

Anwendungsbereichs des UmwRG für weitere rügefähigen 

Handlungen/ Unterlassungen (unter Beibehaltung des 

Enumerationsprinzips) in Umsetzung von Art. 9 Abs. 3 AK
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Novelle 2017 I

• 2014-2016: Erarbeitung eines umfassenden 

Gesetzentwurfs des BMU zur Anpassung des 

UmwRG und anderer Vorschriften an EU- und 

völkerrechtliche Regelungen 

• Ziele: 

• Vermeidung eines Zwangsgeldverfahrens auf EU-Ebene 

wegen Nichtumsetzung des EuGH-Urteils 

• Abstellung Völkerrechtsverstoß noch vor der 6. VSK der 

Aarhus-Konvention 2017 und Vermeidung einer 

„Zweitverurteilung“

• Juni 2017: Inkrafttreten des UmwRG-2017



Novelle 2017 II

Die Novelle 2017 (Umsetzung von Art. 9 Abs. 3 AK)

• Erweiterung des sachlichen Anwendungsbereichs
• SUP-pflichtige Pläne und Programme 

• „kleine Vorhabenzulassungen“ (d.h. nicht UVP-pflichtige Vorhaben), wenn 

umweltbezogene Rechtsvorschriften Anwendung finden

• Behördliche Aufsichts- und Überwachungsmaßnahmen zur Umsetzung/ 

Durchführung von Entscheidungen nach § 1 UmwRG, wenn 

umweltbezogene Rechtsvorschriften Anwendung finden 

• Sonstige Regelungen (Auswahl)
• Definition „umweltbezogene Rechtsvorschriften“

• SUP-pflichtige Pläne und Programme: Einführung Präklusion (Ausnahme 

bei B-Plänen), erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts 



Novelle 2017 III 

Ziele erreicht? 

EU-Ebene:

• Keine Einleitung Zwangsgeldverfahren 

• Aber: bisher keine formale Einstellung des 

Verfahrens durch EU-KOM, Prüfung noch nicht 

offiziell abgeschlossen

Völkerrechtliche Ebene: 

• Keine Zweitverurteilung auf 6. VSK

• Verfahren gegen DE abgeschlossen 



Novelle 2017 IV

Zahlen der Klageverfahren?

• Keine „Klageflut“ durch Umweltverbandsklage

• Konstanter Anteil der Umweltverbandsklagen 

verglichen mit allen verwaltungsgerichtlichen 

Verfahren in DE (ohne Asylverfahren): 0,04 %

• SRU-Studie 2018 zur Klagetätigkeit von 

Umweltverbände 2013-2016: 35 Fälle /Jahr

• Vergleichszahlen 2007-2012: 28,5 Fälle / Jahr

• Erfolgsquote der Klagen: 48,5 % (Teil)Erfolg, 51,5% verloren 

(sonstige Erfolgsquote: ca. 12% der Fälle)

• Noch keine Zahlen zu Klagen nach UmwRG-2017
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Entwicklungen und 

Herausforderungen I

1. Politische Arbeitsaufträge 

2. Aktuelle Rechtsprechung (EuGH und nationale 

Gerichte)

3. Rechtssetzungsentwicklungen auf EU-Ebene 



Entwicklungen und 

Herausforderungen II

Entschließung des Deutschen Bundestages anlässlich des 

Beschlusses des UmwRG-2017 im April 2017: 

Aufforderungen an die Bundesregierung zur

1. Vorlage eines Gesetzentwurfs in der neuen Legislaturperiode 

zur Integration der naturschutzrechtlichen Verbandsklage in 

das UmwRG (Überführung ohne inhaltliche Abstriche, Ziel ist 

bessere Systematisierung des Bundesrechts)

2. Vorlage eines Berichts 4 Jahre nach Inkrafttreten der Novelle 

(praktische Vollzugserfahrungen: Zunahme umweltrechtlicher 

Rechtsbehelfe? Signifikante Verlängerung von  

Entscheidungsverfahren?)



Entwicklungen und 

Herausforderungen III

Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vom März 2018 für 

die 19. Legislaturperiode, Kapitel Wirtschaft / Unterkapitel Verkehr:  

„Zudem wollen wir auf Grundlage europäischen Rechts das 

Verbandsklagerecht in seiner Reichweite überprüfen und uns auf 

EU-Ebene für die Wiedereinführung der Präklusion einsetzen.“

„Wir werden ein Planungs- und Baubeschleunigungsgesetz 

verabschieden. Damit wollen wir deutliche Verbesserungen und 

noch mehr Dynamik in den Bereichen Verkehr, Infrastruktur, 

Energie und Wohnen erreichen.“



Entwicklungen und 

Herausforderungen IV

Aktuelle EuGH-Rechtsprechung I: 

EuGH – LZ II (Braunbär II), Urteil vom 8. November 2016

• Beteiligungsrechte aus Art. 6 Abs. 3 FFH-RL iVm Art. 6 Abs. 1 

Buchst. b AK („Tätigkeit, die erhebliche Auswirkungen auf die 

Umwelt haben kann“)

• Gerichtszugang: Für Entscheidungen nach Art. 6 Abs. 3 FFH-

RL muss Verbandsklagerecht nach Art. 47 GrC iVm Art. 9 Abs. 

2 AK bestehen

• Folgen des Urteils für Öffentlichkeitsbeteiligung und 

Rechtsschutz



Entwicklungen und 

Herausforderungen V

Aktuelle EuGH-Rechtsprechung II: 

EuGH – Protect, Urteil vom 20. Dezember 2017

• Gerichtszugang: Vorhabenzulassungen, die gegen die 

Verpflichtungen aus Art. 4 WRRL verstoßen, müssen nach 

Art. 9 Abs. 3 AK gerichtlich überprüfbar sein (Bestätigung von 

EuGH – LZ II zum Rechtsanspruch von Umweltverbänden auf 

gerichtliche Überprüfung von EU-Umweltrecht aus Art. 9 Abs. 2/ 

Abs. 3 iVm Art. 47 GrC)

• Beteiligungspflicht/ Präklusion: bei Art. 9 Abs. 3 AK grds. 

möglich 

• Reichweite des Urteils? 



Entwicklungen und 

Herausforderungen VI

Aktuelle Rechtsprechung deutscher Verwaltungsgerichte 

(Auswahl) I:

• VG Schleswig, Urteile vom 13. Dezember 2017 – Keine 

Verbandsklagebefugnis gegen EG-Typengenehmigungen für KfZ

• VG Düsseldorf, Urteil vom 24. Januar 2018 – Keine 

Verbandsklagebefugnis für Unterbindung des Betriebs von KfZ auf 

öffentlichen Straßen 

• Aber auch: VG Berlin, Urteil vom 18. April 2018 –

Verbandsklagebefugnis bejaht bei Klage gegen sog. Gigaliner-

Zulassung (Anwendung der Protect-Rechtsprechung)



Entwicklungen und 

Herausforderungen VII

Aktuelle Rechtsprechung deutscher Verwaltungsgerichte 

(Auswahl) II:

• Urteile sind (soweit bekannt) noch nicht rechtskräftig

• Kfz-Fälle/ Produktzulassungen: Ablehnung der Klagebefugnis steht im 

Widerspruch zum Abschlussbericht des ACCC im Verfahren V/9h 

gegen DE vom 31. Juli 2017, Rn. 48-50: 

„Das Komitee ist deshalb der Meinung, dass, wenn gezeigt 

würde, dass die Gerichte der betroffenen Partei die 

Aktivlegitimation versagen würden, wenn Maßnahmen wie 

Emissionsgrenzen für Kraftfahrzeuge angegriffen werden, 

weil diese sich nicht auf Vorhaben im Sinne von 

§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 UmRG bezögen, dies eine Verletzung von 

Art. 9 Abs. 3 der Konvention darstellen könnte“

• Gefahr eines neuen Compliance-Verfahrens im Falle der gerichtlichen 

Bestätigung der Urteile



Rechtssetzungstätigkeit der EU-KOM seit  Frühjahr 2018: 

• Gerichtszugangsregelungen nach Art. 9 Abs. 3 AK: 

• Novellierung Trinkwasser-RL

• Vorschlag für Plastik-RL 

• Vorschlag für VO über Mindestanforderungen für die 

Wasserwiederverwendung 

• to be continued…?

• Vgl. auch Mitteilung der Kommission vom 28. April 2017 zum 

Zugang zu Gericht in Umweltangelegenheiten

Entwicklungen und 

Herausforderungen VIII



• Ausgangspunkt: Novelle 2017 war aus Sicht des 

Gesetzgebers 1:1-Umsetzung der Vorgaben des EU-und 

Völkerrechts 

• EuGH-Rechtsprechung (LZ II, Protect) und Anwendung durch 

die deutsche Verwaltungsgerichtsbarkeit

• Folgerechtsprechung insb. bei Entscheidungen zu Kfz-/ 

Produktzulassungen 

• Weiteres sektorales Vorgehen der EU bei der Umsetzung von 

Art. 9 Abs. 3 AK? 

• Umsetzung der politischen Aufträge aus dem Koalitionsvertrag

• Fazit

Ist nach der Novelle 

wieder vor der Novelle?



Vielen Dank für Ihre 

Aufmerksamkeit!
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